Die Zeitung und Provinziat- 
Anzeiger erſcheint täglich, 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſttage. 
e. 

Alle 
reſp. Poſtämter nehmen 

HBeſtellung darauf an. 


| Im Verlage von Herm. Gottfr. Effenbart's Erben. 
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Krautmarkt NE 1053. 


Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


si Berlin, vom 10. Januar. 

Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt gerubt, dem katholiſchen 
Pfarrer und Land⸗Dechanten Michael Funk zu Montjoie den Rothen 
Adler Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; fo wie dem Stadtgerichts⸗ 
Rath Jobann Gottlob Vogt zu Breslau den Rothen Adler Orden 
vierter Klaſſe zu verleihen; den S einen: Bigorck zu Königs⸗ 
berg in Preußen zum Stadtgerichts⸗Ratbe bei dem dortigen Stadtgerichte; 
und den Direktor der neuen Töchterſchule auf der Friedrichsſtadt in Berlin 
und der damit verbundenen Bildungs⸗Anſtalt für Lehrerinnen und Erziehe⸗ 
tinnen, Karl Wilhelm Emil Bormann, zum Schulrath bei dem 
Schul, Kollegium der Provinz Brandenburg zu ernennen; ſo wie dem 
bisherigen Kreiskaſſen-Rendanten Steitz zu Trier bei feinem Ausſcheiden 
aus dem Dienfte den Charakter als Rechnungs Rath beizulegen; und dem 
ordentlichen Profeſſor in der juriſtiſchen Fakultät der Uniberſttät zu Halle, 
Dr. Budde, die von ihm nachgeſuchte Entlaſſung aus feinem ſeitherigen 
Dienſtverhältniſſe vom Schluſſe des laufenden. Winter- Semeſters ab in 
Gnaden zu ertheilen. 


Der Königliche Hof legt morgen für Se. Durchlaucht den Land⸗ 
grafen Ernſt Konſtantin von Heffen- Philippsthal die Trauer 
Auf drei Tage an. N 
Berlin, den 8. Januar 1850. 
Der Vice Ober Ceremonienmeiſter. Freiherr von Stillfried. 


Monats Ueberſicht der preußiſchen Bauk, i 
gemäß F. 99 der Bank Ordnung vom 5ten Oktober 1846. 

5 : tiv a. 
85 Geprägtes Geld und Barren 
2) Kaſſen⸗Anweiſungen und Darlehns⸗Kaſſenſcheine 

3) Wechſel⸗Beſtände e e 5 

9 Lombard ⸗Beſtände 10,833,300 

5) Staats⸗Papiere, verſchiedene e und Aktiva 13,319,600 
a i v a. a 

6) Banknoten im Umlauf 

9 , 

8) Guthaben der Staatskaſſen, Inſtitute und Privatperſonen, 

mit Einſchluß des Giro⸗Verkehrs . . 
Berlin, den 31. Dezember 1849. 5 
N Königl. preuß. Haupt⸗Bank⸗ Direktorium. 


20,954,000 Thlr. 
2,989,400 
10,544,700 


e 


18,461,700 
22,695,400 


4,457 700 


(geze); von Lamprecht, Witt. Reichenbach. Meyen. Schmidt. 
\ Woywod. { 


/ yd dd ͤ dd ͤ v EENETEETRCAEIESEE EST EERTEE 

a ‚Berlin, 10. Januar. Die Motive zu den in der Allerhöchſten Bot- 

g gef vom 7. ane vorgeſchlagenen Abänderungen und Ergänzungen der 

erfaſſungs⸗Urkunde vom 5. Dezember 1848 (ſiehe den Bericht über die 

aufen der erſten und zweiten Kammer vom 9. Jan. in unſ. geſtr. Ztg.) 
auten: 

Zu l. Die Beſtimmungen über die gleichzeitige oder ſucceſſive Ver⸗ 
antwortlichkeit derjenigen, welche ſich an einem Preßvergehen betheiligt ha⸗ 
ben, gehören in das Geſetz über die Beſtrafung dieſer Vergehen, nicht in 
das Staatsgrundgeſetz. Jene Verantwortlichkeit kann auf verſchiedene 
Weiſe geregelt werden. Gegen das Prinzip des Artikels 26 (29) iſt nicht 
mit Unrecht einzuwenden, daß Herausgeber, Verleger und Kommiſſionaire, 


welche mit den ſchlechten Erzeugniſſen der Preſſe ſpekuliren, oft gefähr⸗ 


licher und ſtrafbarer fein können, als die Verfaſſer einzelner Artikel, welche 
in den eine bedenkliche Richtung konſequent verfolgenden Zeitſchriften er⸗ 
ſcheinen. Zu Gunſten der Drucker und derjenigen Vertheiler, welche durch 
eine blos mechaniſche Dienſtleiſtung zur Veröffentlichung mitwirken, können 
die nöthigen Beſtimmungen in das Preßgeſetz aufgenommen werden. Die⸗ 
fen formellen und materiellen Gründen für die Befeitigung des Art. 26 


(29) tritt noch hinzu, daß die Preſſe zu denjenigen Gegenſtänden gehört, 


deren Regelung der Geſetzgebung des deutſchen Bundesſtaates vorbehalten 
werden muß. In dem Entwurf der Verfaſſung des deutſchen Bundes⸗ 
ſtaates (§. 141) iſt der Erlaß eines allgemeinen Geſetzes über die Preſſe 
Vorbehalten. Es erſcheint nicht angemeſſen, dieſem Geſetze durch ſolche 
Detail⸗Beſtimmungen, wie die in Frage flehenden, vorzugreifen. 5 
Zu II. Art. 32 (33) und folgende enthalten eine Reihe von Beſtim⸗ 
mungen, die ſich theils auf die Wehrpflicht und auf die bewaffnete Macht 
überhaupt, theils auf das Heer insbeſondere beziehen. Nach §. 2 des Ge⸗ 
ſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte ſoll die bewaffnete Macht 
aus dem ſtehenden Heere, aus der Landwehr erſten und zweiten Aufgebols 
und aus den Landſtürm beſtehen. Es ſcheint angemeſſen, den zuletzt ger 
dachten Beſtandtheil, wiewohl er nur in außerorvenklichen Kriegsfällen, bei 


No. Y. Freitag, den 14. 


einer 


Januar 1830 


feindlicher Invaſion auftreten ſoll, ia der Verfaſſung nicht unerwähnt zu 
laſſen, ſowohl um verfaſſungsmaßig den Umfang der Wehrpflicht zu be⸗ 
ſtimmen, als um die Elemente der preußiſchen Kriegsmacht auch dem Aus⸗ 
lande gegenüber vollſtändig zu bezeichnen; denn es handelt ſich hier von 
rganiſation, die aus den eigenthümlichen Verhältniſſen unſeres 
Staates erwachſen iſt und auch für die Folge bei außerordentlichen Zu⸗ 
ſtänden in ihrer Geſammtheit als eine fundamentale Einrichtung zu be⸗ 
trachten und, wenn die Umſtände es erfordern, anzuwenden ſein wird. 


Zu III. Durch die von den Kammern hinſichtlich der Bürgerwehr 


vorgeſchlagenen Abänderung hat dieſes Inſtitut diejenige Bedeutung ver⸗ 


loren, welche ihm früher zugedacht war. Man kann hiernach die Bürger⸗ 


wehr nicht mehr als einen weſentlichen Theil der bewaffneten Macht des 


Landes betrachten, ſondern nur als eine Einrichtung, deren Einführung den 
einzelnen Gemeinden überlaſſen iſt. Demgemäß dürfte die Beſtimmung 
über die Burgerwehr in dem von den Gemeinden handelnden Artikel ihre 
richtige Stelle finden. Sie würde daher unter Art. 35 (41) zu ſtreichen 
und unter No. 3 des Art. 104 (105) aufzunehmen ſein. Wo man an die 
Bezeichnung Bürgerwehr bisher nicht gewöhnt geweſen iſt, wird der Aus⸗ 
druck „Gemeinde⸗Schutzwehr , geeigneter fein. 

Zu IV. Die Unterdrückung der beſtehenden Familien⸗Fideikommiſſe 
und die Unzuläſſigkeit ver Stiftung neuer Familien⸗Fldeikommiſſe wird durch 
die konſtitutionelle Regierungsform nicht geboten. Durch eine große An⸗ 


zahl neuerdings eingegangener Vorſtellungen iſt es erwieſen, daß das un⸗ 


bedingte Feſthalten an den Beſtimmungen des Art. 38 der Verfaffung vom 


5. Dezember 1848 zu Rechtsverletzungen führen würde, welche das Staats» 


intereſſe nicht erheiſcht. Es laßt ſich füglich eine Geſetzgebung über Fa⸗ 
milien-Fideikommiſſe denken, welche mit dem Geiſte der Verfaſſung und 
mit den Grundſätzen der National⸗Oekonomie im Einklange ſteht, indem 
fie, gleich den Beflimmungen über Kapital⸗Aſſociation, nicht eine willkür⸗ 
liche und rückſichtsloſe Bevorrechtung, ſondern dem Wohle des Landes för⸗ 
derliche Einrichtungen bezweckt. Den Nachtheilen, welche aus der älteren 
Geſetzgebung hervorgehen könnten, dürfte durch die vorgeſchlagene Abän- 


derung und die Richtung, welche fie in Verbindung mit den übrigen Be⸗ 


ſtimmungen der Verfaſſung vorzeichnet, vorerſt genugſam begegnet werden. 


Abgeſehen von dieſen Gründen, kommt noch in Betracht, daß im Falle der 


Annahme der für Bildung der erſten Kammer gemachten Vorſchläge eine 
unbedingte Aufhebung der Fideikommiſſe an ſich als unmöglich ſich darſtel⸗ 
len würde, und daß man daher jedenfalls wohl thut, den zerſtörenden 
Grundſatz nicht in die Verfaſſung aufzunehmen, ſondern die weitere Re⸗ 
gelung der dem Bedürfniß ſich anſchließenden Geſetzgebung vorzubehalten. 

Zu V. Daß die Verantwortlichkeit der Miniſter, welche ein Korre⸗ 
lat der Unverletzlichkeit des Königs iſt, durch deren Contraſignatur der Re⸗ 
gierungs⸗Akt zu konſtatiren iſt, wird im Art. 42 ausgeſprochen. In dem 
Titel: „Von den Miniſtern“, iſt die Stelle auszudrücken, gegen wen dieſe 
Verantwortlichkeit eintritt. Ueber die an ſich unzweifelhaft Verantwort- 
lichkeit der Miniſter dem Könige gegenüber, der fie jederzeit entlaſſen kaun, 
bebarf es weiterer Feſtſetzungen nicht, dagegen kann die Verantwortlichkeit 


dem Lande gegenüber nur durch deſſen Vertreter, die Kammern, in An⸗ 


ſpruch genommen werden, worüber Art. 59 die erforderliche Feſtſetzung mit 
Hinweiſuug auf ein Spezial⸗Geſetz enthält. 

Zu Vi. Die bier beſtimmten Friſten haben ſich bereits einmal als 
zu kurz erwieſen. Sie werden zu verlängern fein, um die Fälle möglich 
fern zu halten, wo eine formelle Verletzung der Verfaffung unvermeidlich 
wird. ö Er 

Zu VII. Sobald die erſte Kammer nach den unter VIII. folgenden 
Vorſchlägen aufhört, eine reine Wahl⸗Kammer zu ſein, fo folgt daraus 
von ſelbſt, daß der zweiten Kammer, wie es in denjenigen Staaten, wo 
die conſtitutionelle Staatsform dauernden Beſtand gewonnen hat, überall 
der Fall iſt, ein überwiegender Einfluß auf Finanzfragen eingeräumt werde, 
Eine nähere Feſtſtellung der Befugniſſe dieſer Kammern und der Garan⸗ 
tien, welcher das Land bedarf, um den regelmäßigen Fortgang der Re⸗ 
gierung geſichert zu ſehen, wird erſt dann mit allſeitigem Verſtändniß ge⸗ 
troffen werden können, wenn die Behandlung der jetzt vorliegenden Bud⸗ 
get⸗Fragen hierüber beſtimmten Anhalt gewährt. In dieſer Beziehung ift 
demnach die weitere Entwickelung der Verfaſſung der Zukunft vorzubehal⸗ 


ten und anzunehmen, daß einerſeits die zweite Kammer durch die im Ar⸗ 


tikel 98 eingeräumte wichtige, mittelſt der gegenwärtig vorgeſchlagenen 
Aenderung noch verſtärkte Befugniß befriedigt, andereits die Regierung 
durch den a en dieſer Kammer vor dem Lande ſchädlichen Verle⸗ 
enheiten bewahrt ſein würde. 

5 er VIII. Pen auch zugegeben iſt, daß die Feſtſtellung der Grund⸗ 
züge zur Bildung einer erſten Kammer, wie dies die eben jo gründlichen 
als erfolgloſen Verhandlungen der Kammer bewieſen haben, zur Zeit mit 


* 


Beſitz⸗Verhältniſſe dazu geeignet find, 


großen Schwierigkeiten verbunden iſt, ſo iſt doch von allen Seiten aner⸗ 


kannt worden, daß man in Ermangelung einer definſtiv feſtgeſtellten erſten 


2 


Kammer eines der weſentlichſten Grundpfeiler der conſtitutionellen Monar- 
chie entbehren würde. Die Regierung glaubt daher dem Vorwurfe einer 
n und dem Verdachte, daß fie es mit dem conſtitutionellen 

yſteme nicht aufrichtig meine, ſich auszulegen, wenn fie es unterließe, 
mit einem Vorſchlage zur Bildung einer erſten Kammer hervorzutreten, den 
ſie unter den aan Verhältniſſen für ausführbar und zweckmäßig 
erachtet. Der Wunſch, daß die Prinzen des Königl. Hauſes, wenn dieſe 
Kammer nicht reine Wahlkammer bleibt, deren Mitglieder ſeien, iſt in bei⸗ 
den Kammern ausgeſprochen worden und findet ſeine Rechtfertigung in dem 
nahen Intereſſe, welches dieſe Prinzen bei der gedeiblichen Fortentwickelung 
des Vaterlandes haben; ihr Eintritt in die Kammer iſt von der Aufforderung des 
Königs abhängig gemacht, welcher dabei als Oberhaupt des Staats und Haupt 
ſeines Hauſes die in beiden Beziehungen etwa zu nehmenden Rückſichten abzu⸗ 
wägen haben wird. Die Berichtigung der ehemals reichsunmittelbaren 
Häuſer, an der Landesvertretung durch ihre Häupter theilzunehmen, ſteht 
ſtaatsrechtlich feſt, und es dürfte eben fo wenig mit der Gerechtigkeit wie 
mit der Klugheit in Einklang ſtehen, bei der Neugeſtaltung des Vaterlan⸗ 
des ſie hiervon auszuſchließen. Außer dieſen Familien giebt es aber im 
Lande notoriſch noch andere, welche weit über die Kreiſe hinaus, worin 
Privatperſonen ſich Geltung verſchaffen, durch ausgedehnten Grundbeſitz 
mächtig und einflußreich ſind. Die Häupter dieſer Familien in die erſte 
Kammer berufen zu ſehen, wird recht eigentlich im Intereſſe der Krone, 


wie des Landes liegen. In England ſteht der Krone die unbeſchränkte 
Befugniß der Ernennung von P 


airs zu, und in der That hat die Krone 
das nächſte Intereſſe dabei, die Stärke, welche ſie in einer volksthümlichen 
Ariſtokratie hat, durch ungeeignete Ernennungen nicht zu ſchwächen. Bei 
dem gemachten Vorſchlage aber iſt das Recht der Krone, wenn auch nicht 


durch eine beſtimmte Zahl, ſo doch durch Feſtſtellung der Geſammtzahl der 


Kammermitglieder abgegränzt. Vorausſichtlich aber wird ſelbſt von dem ſol⸗ 
chergeſtalt dem Könige zuſtehenden beſchränkten Ernennungsrechte nur ein ſehr 
mäßiger Gebrauch gemacht werden. In einzelnen Fällen kann die Ernennung 
von Perſonen zu Mitgliedern der erſten Kammer, welche nicht durch ihre 


nen; immerhin aber wird dieſe Zahl auf eine ſehr geringe Quote, wie 
dies vorgeſchlagen worden iſt, ſich zu beſchränken haben. Da nach den 
beſonderen Verhältniſſen unſeres Landes anzunehmen iſt, daß durch die 
Ernennungen ſeitens des Königs der große Grundbeſitz in der erſten Kam⸗ 
mer noch nicht diejenige Vertretung finden wird, die nach feiner Bedeu- 
tung gewünſcht werden muß, fo wird ferner vorgeſchlagen, durch eine 
Wahl der höchſtbeſteuerten Grundbeſitzer in den verſchiedenen Provinzen 
noch eine Verſtärkung hinzutreten zu laſſen. Ein Geſetz wird hierüber 
die erforderliche Feſtſetzung treffen, und der ferneren Entwickelung wird 
es vorbehalten bleiben, in wiefern dieſe Wahlen künftig ſich etwa 
an eigenthümliche Einrichtungen in den einzelnen Provinzen an⸗ 
ſchließen möchten. Neben dem Grundbeſitze bilden die Städte eine bedeu⸗ 
tende Macht im Staate; das eigentliche ſtädtiſche Leben iſt aber 
vorzugsweiſe in den großen Städten mit mehr als zehntauſend 
Einwohnern entwickelt, denſelben iſt daher ebenfalls eine anſehnliche Ver⸗ 
tretung durch Wahl zugewieſen, und zwar ſoll dieſe Wahl von denjenigen 
Behörden ausgehen, die, an die Spitze der Kommune geſtellt, ſie nach 
außen vertreten und ihre innere Verwaltung leiten, alſo ſowohl durch ihre 
Autorität, wie durch ihre Kenntniß der Verhältniſſe zur Vertretung ſtädti⸗ 
ſcher Intereſſen berufen ſind. Ein Geſetz wird die zu wählenden Vertre⸗ 
ter auf die einzelnen Städte zu vertheilen und namentlich die Wahlform 
für diejenigen Städte feſtzuſtellen haben, welche für ſich allein einen Ab⸗ 
geordneten nicht zu entſenden haben. Endlich ſind im In⸗ und Auslande 
Die ‚Univerfitäten, als diejenigen Corporationen geachtet, welche Träge⸗ 
rinnen der Wiſſenſchaft und Bildung ſind. Mehrere derſelben find über⸗ 
dies mit großen Vermögens Verwaltungen betraut. Die Anweſenheit 
— 5 n en wird dazu beitragen, das Anfehen der erſten Kammer 
zu heben. ; ü 

Zu IX. Die von den Kammern vorgeſchlagene Beſtimmung, daß die 
Wahlbezirke durch das Geſetz und nicht lediglich nach Maaßgabe der Be⸗ 
völkerung durch die Behörden feſtgeſtellt werden ſollen, erſcheint durchaus 
angemeſſen. Es wird dadurch für die Bildung feſter bleibender Wahlkörper 
geſorgt. Als natürliche Elemente dazu bieten ſich die Kreisverbände und 
die größeren ſtädtiſchen Gemeinden dar. Iſt eine ſolche Corporation von 
dem Umfange, daß ihr allein nach ihrem Verhältniſſe zu dem ganzen 
Staatsverbande die Wahl eines oder mehrerer Abgeordneten zuſteht, ſo 
wird die Bildung eines zuſammengeſetzten Wahlbezirks nicht erforderlich 
ſein. Wollte man die unbedingte Regel aufſtellen, daß von jedem Wahl⸗ 
körper mindeſtens zwei Abgeordnete zu wählen feien, fo würde man mit 
ſeltenen Ausnahmen dergleichen künſtliche Wahlbezirke bilden müſſen. Von 
Wahlmännern, welche einem und demſelben Kreis⸗ oder Gemeindeverbaude 
angehören, iſt am ſicherſten zu erwarten, daß ihre Wahl der Ausdruck der 
Ikenllichen Meinung ſein und auf Männer fallen werde, die ſich wirklich 
des allgemeinen Vertrauens erfreuen. Ueberdies iſt es nach den bisherigen 
Erfahrungen ſehr wichtig, die Wahlen nicht durch Bildung ausgedehnter 
Wahlbezirke zu erſchweren. Immerhin wird es aber bei den hin und wie⸗ 
der vorkommenden erheblichen Verſchiedenheiten der Seelenzahl einzelner 
Kreiſe in allen Theilen der Monarchie noch in einigen Fällen unvermeid⸗ 
Iich ſein, mehrere Kreiſe zu einem gemeinſchaftlichen Wahlbezirke zu ver⸗ 
einigen. Daß dieſes durchweg ohne Theilung der Kreisverbände geſchehe, 
wird von den Betheiligten mehr gewünſcht, als daß überall genau eine 
gleiche Seelenzahl auf jeden zu wählenden Abgeordneten falle. Schon bei 
den durch die Geſetze vom 8. und 11. April 1848 angeordneten Wahlen 
wurde nach dieſen Grundsätzen hinſichtlich der Bildung der Wahlbezirke 
verfahren, und es iſt nachher mehrfach das Verlangen geäußert worden, 
daß man zu denſelben zurückkehren möge. Daneben hat ſich aber in der 
neueſten Zeit der Wunſch geltend gemacht, daß, falls den größten Städ⸗ 
ten, wie Berlin, Breslau, Köln, Königsberg und anderen, Virilſtimmen 
gewährt und belaſſen würden, auch den mittleren Städten (von mehr als 
40,000 Einwohnern) Kollektivſtimmen in der Art beigelegt werden möch⸗ 
ten, daß die Wahlmänner von mehreren derſelben zu einem gemeinſamen 
Wahlkollegium zuſammenträten. Ohne hierin dem Wahlgeſetze yorzugreifen, 
dürfte es jedenfalls nicht zuläſſig ſein, dergleichen Vereinigungen durch die 
Verfaſſung nicht auszuſchließen. Aus dieſen Erwägungen iſt die vorge⸗ 
ſchlagene Abänderung zu Art. 65 (70) hervorgegangen. 

Zu X. Die Verfaſſung hat in dem Art. 59 (63) die Entſcheidung 


rathſam und nützlich erſchei⸗ 


in vielen Fallen ſchwer zu ziehen. 


über die Anklagen gegen die Miniſter den gewöhnlichen Gerichten entzogen 
und ſie dem oberſten Gerichtshofe zugewieſen. Es giebt aber noch andere 


Fälle, für welche der Geſetzgebung die Möglichkeit eröffnet werden muß, 
einen beſonderen Gerichtsſtand zu ſchaffen. Wenn es ſich f e 
Verbrechen, welche die äußere oder innere Sicherheit des Staats gefähr- 


um ſchwere 


den, namentlich um weit verzweigte Verſchwörungen handelt, fo ift es be⸗ 
denklich, die Unterſuchung und Aburtheilung dem gewöhnlichen Verfahren 
zu überlaſſen. Es liegt in der Natur der Sache, daß dergleichen Anklagen 
des Zuſammenhangs wegen ohne Rückſicht auf den Gerichtsſtand der ein⸗ 
zelnen Theilnehmer vor einem und dem nämlichen Gerichte verhandelt wer⸗ 
den muüſſen. Lokale Einflüſſe können es unzuläſſig machen, die Unterſuchung 


und Entſcheidung gegen alle Theilnehmer dem Gerichte zu überweiſen, 


welches ſich zufällig zuerſt mit der Sache gegen einzelne derſelben befaßt 
bat. Die Geſetzgebung wird zu erwägen haben, ob nicht ein beſonderer 


Gerichtsſtand zu ſchaffen iſt, deſſen Zuſammenſetzung die Gewähr dafür 


leiſtet, daß mit einer der Wichtigkeit der Sache entſprechenden Umſicht und 
Energie werde verfahren werden und mit einer nach allen Seiten hin 
gleichen Unabhängigkeit werde entſchieden werden. Die Bildung dieſes 
Gerichtshofes, fo wie die näheren Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit, 
find ebenfalls der Geſetzgebung zu überlaffen. => 
Zu XI. Die Bedingungen, unter welchen Königliche Militair- und 
Civil Beamte und andere öffentliche Beamte wegen der durch Ueberſchrei⸗ 
tung ihrer Amtsbefugniſſe verübten Rechtsverletzungen gerichtlich zu belan⸗ 
en ſind, ſollten nach den übereinſtimmenden früheren Beſchlüſſen beider 
Kammern im Allgemeinen der Geſetzgebung überlaſſen werden. Der von 
der zweiten Kammer beſchloſſene Zuſatz: Eine vorgängige Genehmigung 
der Behörde darf jedoch nicht verlangt werden, wird in dem Sinne kein 
Bedenken haben, daß die Verfolgung nicht von der Genehmigung der vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde, als gewiſſermaßen bei der Sache betheiligt, ab⸗ 
hängig ſein ſoll. Dagegen wird es bei Erlaſſung des Geſetzes einer nähe- 
ren Erwägung vorbehalten bleiben müſſen, ob ein Beamter, obgleich er im 
Amte gehandelt, ohne Weiteres ſoll vor Gericht geſtellt werden können 
oder ob nicht überhaupt oder in gewiſſen Fällen die Ermächtigung einer 
hohen, nicht verwaltenden Behörde, etwa des zu ſchaffenden Stagatsraths, 
erfordert werden ſoll, um zu verhindern, daß die Thäligkeit der Organe 
der Verwaltung durch vexatoriſche Klagen oder durch Furcht vor ſolchen 
gelaͤhmt werde. 5 35 N 5 
Zu XII. Durch die Veränderung der Eingangsworte ſoll auch in der 
Faſſung angedeutet werden, daß die hier genannten Verbände mit ihrem 
räumlichen Bereiche nicht zunächſt und nicht lediglich als Eintheilungen des 
Staatsgebietes oder adminiſtrative Verwaltungsbezirke und wiederum 
letztere nicht lediglich in dieſer Eigenſchaft als Eorporationen Au betrach⸗ 
ten ſind. 
3 XII. Die Grenze zwiſchen dem Gebiete der Geſetzgebung und 
dem der Verurdnungen, welche die Vollziehung der Geſetze vermitteln, iſt 
Die Schwierigkeit wird ſich um ſo 
mehr zeigen, als ſich unter der früheren Regierungsform keine Veranlaſſung 
darbot, die betreffenden Grundſätze näher zu entwickeln. Die Kammern 
find berufen, ihre verfaſſungsmäßigen Rechte auch in dieſer Beziehung zu 
wahren. So lange keine derſelben behauptet, daß durch die Erlaſſung 
einer Verordnung in das Gebiet der Geſetzgebung eingegriffen ſei, werden 
die Gerichte und die andern Behörden die Verordnung als verfaſſungs⸗ 
mäßig erlaſſen um ſo mehr anſehen müſſen, als entgegengeſetzten Falles 
die drei Faktoren der Geſetzgebung, obgleich ſie übereinſtimmend der An⸗ 
ſicht waren, daß eine bloße Verordnung genüge, zur Erlaſſung eines Ge⸗ 
ſetzes genöthigt werden könnten, welches beſtimmte, daß es zur Regelung 
der Angelegenheit, über welche die Verordnung ergangen ſei, eines Geſetzes 
nicht bedürfe. Die Möglichkeit, daß bis zu dem Zuſammentritte der Kam- 
mern eine Verordnung vollzogen werden muß, zu deren Erlaſſung dieſelben 
ihre Mitwirkung in Anſpruch nehmen, iſt bei der Verantwortlichkeit der 
Miniſter für Verfaſſungs Verletzungen weit weniger bedenklich, als die 
Eventualitat, daß Verordnungen, welche verfaſſungsmaͤßig erloſchen ſind 
und als ſolche demnächſt von den Kammern ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
anerkannt worden, von den Behörden thatſächlich außer Anwendung geſetzt 
werden. Die Behörden müſſen ſich von Fragen fern halten, die ihrer 
Natur nach lediglich dem Gebiete der geſetzgebenden Gewalten angehören. 
Zu XIV. In der bisherigen Faſſung des Art. 107 (108) iſt, zu 
Gunſten der Kurze des Ausdrucks, der Correktheit des letzteren Eintrag 
geſchehen. Man kann, wie der von den Kammern vorgeſchlagene Zuſatz, 
von einer Vereidigung auf die Verfaſſung oder von der Beſchwörung ihrer 
gewiſſenhaften Beobachtung reden; aber es iſt nicht korrekt, zu ſagen, daß 
der Verfaſſung Treue und Gehorſam geſchworen werde, wenigſtens dürfte 
eine ſolche Perſoniſikation der Verfaſſung ſich nicht für die Geſetzesſprache 
eignen. Die vorgeſchlagene Abänderung entſpricht dem gewöhnlichen Sprach⸗ 
gebrauche, ohne von dem beabſichtigten Sinne abzuweichen. + 
Zu XV. Die als Zuſatz zu den Uebergangs⸗Beſtimmungen projek⸗ 
tirte Beſtimmung in Betreff der Wahlen für die zweite Kammer wird ſich 
von ſelbſt rechtfertigen, wenn man erwägt, daß, ſo lange die neue Ge⸗ 
meinde⸗Ordnung noch nicht erlaſſen und noch nicht überall in Kraft getre⸗ 
ten iſt — worüber hinſichtlich der Landgemeinden der öſtlichen Provinzen 
noch einige Zeit vergehen wird, das in der Verfaſſung voraus eſetzte Ge⸗ 
meinde Wahlrecht auch noch nicht durchgängig bei jenen ahlen zum 
Grunde gelegt werden kann. Jedenfalls würde man ohne eine ſolche tran- 
ſitoriſche Beſtimmung bei den zunächſt nach dem Erlaſſe der revidirten 
Berfaflung eintretenden Nachwahlen überall, wo die Zahl der Wahlmänner 
einer Ergänzung bedürfte, in Verlegenheit gerathen. N 
Berlin, den 7. Januar 1850. RR 
Das Staats⸗Miniſterium. 
Graf von Brandenburg. von Ladenberg. 
von Strotha. von der Heodt. von Rabe. 
von Schleinitz. 5 ) 
Berlin, 9. Januar. Das Ober⸗Tribunal hat in der heutigen Seſ⸗ 
ſion unter dem Vorſitze des Präſidenten von Götze die vom Ober⸗Staats⸗ 
Anwalt in der Unterſuchungsſache wider den Studenten Brandt wegen 
Tödtung des Auskultators Neander gegen das freiſprechende Erkenntniß 
des Schwurgerichts zu Brandenburg eingelegte Nichtigkeits⸗Beſchwerde zu⸗ 
rückgewieſen. Das öffentliche Miniſterium war durch Herrn Sethe, die 
Verkheidigung durch Herrn Crelinger vertreten. Der Schwerpunkt der 
Debatte ruhte auf der Erörterung der Frage, ob, wenn einmal die Ge⸗ 
ſchworenen das Nichtſchuldig ausgeſprochen haben, aus irgend einem Grunde 
die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt werden kann, oder ob dieſes Rechts⸗ 


von Manteuffel. 
Simons. 


+ 


** 


mittel in jener Porausſetzung überhaupt formell unzuläſſig iſt. Die 
Gründe der Entſcheidung wurden nicht eröffnet; wir werden uns jedoch 
beeilen, e e ſobald ſie bekannt werden, da einige der 
wichtigſten Streitpunkte bezüglich des neuen Verfahrens in dieſem Prozeſſe 
angeregt ſind. 2 DR 


1 N ef. 
— Commodore Schröder iſt aus Stettin in Betreff preußiſcher Ma- 


rine-Angelegenbeiten, wofür das Intereſſe bei uns immer mehr wächſt, 
wieder hier eingetroffen. i 6 : 

— Eine lobende Anerkennung verdient es, daß Herr Renz, der Di- 
rektor des geſtern, den 9., hier in der Charlottenſtraße Nr. 90 eröffneten 
großartigen olympiſchen Circus, welcher ſchon am 22. v. M. kontraktlich 
vollendet ſein ſollte, dem Baumeiſter die bedeutende Conventionalſtrafe von 
ca. 4000 Thaler gänzlich erlaſſen hat. Die Geſellſchaft beſteht aus 60 
Perſonen, die Zahl der Pferde, welche Herr Renz hergebract, beläuft ſich 
uf 50. i 
3 h — Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Unterſtützung der 
hülfsbedürftigen Familien der zum Kriegsdienſte einberufenen Landwehr⸗ 
männer und Reſerviſten, iſt von der dazu ernannten Kommiſſion vollſtän⸗ 


dig ausgearbeitet und ſoll in den nächſten Tagen den Kammern vorgelegt 


werden. 8 

— Die ſtädtiſchen Behörden von Danzig haben bei der zweiten Kam⸗ 
mer, zwar nicht wie die Stadt Berlin und andere, um Beibehaltung der 
Städte-Ordnung von 1808, wohl aber um Abänderung mehrerer weſentli⸗ 
cher Punkte des neuen Gemeinde -Ordnungs⸗Entwurfs petitionirt. Na⸗ 
mentlich wird der in den §§. 9 — 25 feſtgeſetzte Wahl⸗Modus, wonach 
auch die dritte unbegüterte Klaſſe zur direkten Wahl eines Drittheils 
der Stadtverordneten berufen iſt, für verderblich erklärt, zumal wenn es 
ſich um Beſchlüſſe über das ſtädtiſche Geſammtvermögen oder über die 
ſtädtiſche Beſteuerung handele. Außerdem werden noch theilweiſe Aende⸗ 
rungen der $$. 30, 37, 45, 47, 53 (t.) und 84 verlangt. 


J (D. Ref.) 

Berlin, 10. Januar. Geſtern früh kamen auf der Niederſchleſiſchen 
Eiſenbahn gegen 212 Gefangene aus Schleſien an. Sie wurden in 27 
Wagen durch eine Kavallerie⸗Patrouille begleitet nach dem Zellengefängniß 
transportirt. 

— Die früheren Gerüchte über Einführung eines ſelbſtſtändigen Acker⸗ 
bau- Miniſteriums tauchen in neuſter Zeit lebhaft wieder auf und wird 
dabei Herr von Beckedorff, bisheriger Präſident des Landeg⸗Oekonomie⸗ 
Kollegiums als derjenige genannt, auf welchen man behufs der Leitung 
eines ſolchen Miniſterii das Auge gerichtet halte. Auch der Abg. zur er⸗ 
ſten Kammer, Herr Baumſtark, wurde in dieſer Beziehung häufiger ge⸗ 
nannt, doch ſcheinen deſſen Ausſichten ſich in neuſter Zeit getrübt zu ha⸗ 
ben. Dem Vernehmen nach ſoll auch Herr Baumſtark bereits mit dem 
Plan umgehen an Mandat niederzulegen und zu feiner ſtaatswirthſchaft⸗ 
lichen Profeſſur nach Eldena zurückzukehren. Voſſ. Z.) 

; — Die längſt vermißte Einrichtung eines Telegraphen⸗Central⸗Bü⸗ 
reaus {ft jetzt vollendet. Mit dem Aufhören des Froſtwetters wird die 
Legung der Drähte beginnen. (L. C.) 

— Vor einigen Tagen iſt eine nicht unbeträchtliche Anzahl der älteren 
aggregirten Offiziere verabſchiedet worden, weil überhaupt die Aggre⸗ 
girung von Offizieren fortan, der Koſtenerſparniß halber, nur in ganz 
unerläßlichen Fällen und ſtets blos auf nicht geraume Zeit ſtatkfin⸗ 
den ſoll. i ; 

— Die mecklenburgiſche Armee wird nach der abgeſchloſſenen Militär⸗ 
Convention einen integrirenden Theil der 5ten Diviſion bilden und ſomit 
unter das Ober⸗Commando des General v. Wrangel als Kommandeurs 
des Zzten Armee⸗Corps zu ſtehen kommen. 

— Der Abſchluß der Militär⸗Convention mit Braunſchweig ſteht in 
dieſen Tagen bevor. Der braunſchweigiſche Oberſt Morgenſtern verweilt 
in dieſer Angelegenheit augenblicklich hier. a 

— Nach der „Wehrzeitung“ iſt jetzt ermittelt, daß der Soldat, welcher 
am 18. Marz 1848 auf dem Poſten vor der Königl. Bank tödlich ver⸗ 
wundet wurde, ein Grenadier Theiſſen vom Kaiſer-Franz⸗Regiment, aus 
dem Kreiſe Cochem gebürtig, war. 

Berlin, 10. Januar. Ihre Königl. Hoheit die Prinzeſſin von Preußen hat 
als Antwort auf die ihr überreichte Neujahrsadreſſe folgendes Antwortſchreiben 
an den Magiſtrat erlaſſen: „Es freut Mich, dem Magiſtrate Meinen Dank für 
die Mir bewieſene Aufmerkſamkeit ausſprechen zu können, ſie iſt Mir beim Jah⸗ 
reswechſel in ernſter Zeit ein werthvolles Zeichen der Geſinnung, welche ſtets 
Preußen mit dem Königshauſe verbunden hat, und durch welche auch die Zukunft 
ſegensreich zu werden verſpricht. Die Theilnahme, welche der Magiſtrat Meinem 
Gemahl und Meinem Sohne widmet, kann Mir nur freudige Genugthuung ge⸗ 
währen und muß als Enkgegnung den Ausdruck Meiner Wünſche hervorrufen, 
daß das kommende Jahr dem ganzen Vaterlande, Berlin und den Männern, die 
treu ihren wichtigen Beruf für die Hauptſtadt erfüllen, Glück im reichen Maße 
bringen möge. Berlin, den 2. Januar 1850. Prinzeſſin von Preußen.“ 


— Annehmen oder Ablehnen? Unter dieſer Ueberſchrift, aus den 


Tagen der Kaiſerwahl nicht eben in gutem Andenken ſtehend, geht ein 


Aufſatz in das Land, der es für eine „rettende That ausgiebt, wenn die 
Reichsverfaſſung vom 26. Mai in Erfurt en bloc angenommen würde. 
Die Unterſchriften ſind gänzlich kunterbunt, geheime Räthe, Direktoren, 
5 Prediger, Kaufleute, Ofenfabrikanten, auch Maſchinenbauer; daß Mit- 
lieder aus der Frankfurter National-Verſammlung (Lette und Veit) nicht 
Kier, verſteht ſich von ſelbſt, „auch der kleine Götterfunken“ leuchtet 
hervor. Jeder hat ſeine Anſicht, warum ſollten nicht auch die Unter⸗ 
zeichner eine abſonderliche Meinung über dies Annehmen oder Ablehnen, 
über rettende Thaten in Preußen, über die Aehnlichkeit der jetzigen 
Zuſtände mit denen des Jahres 1813 haben? Daß fie aber in ihrem 
Aufruf als diejenigen ſich ausgeben, die allein wiſſen, was Preußens Ehre 
gemäß und zum Heile Deutſchlands iſt, daß ſie Alle verdächtigen, welche 
die Annahme en bloc verwerfen, und, wenn auch nicht lange Reden, ſo 
doch eine beſonnene Prüfung der Verfaſſung in Erfurt fordern, das ſſeht 
einer Verleumdung ziemlich ähnlich und zu einem ſolchen Machwerk hätte 
Mancher ſeinen Namen nicht hergeben müſſen. (N. P. Z.) 
Breslau, 7. Januar. Geſtern fand eine Gemeinde⸗Verſammlung 
der Deutſch⸗Katholiken in der Armenhauskirche ſtatt, worin über die Frage 
debattirt wurde: ob der Prediger künftig im Frack oder wie bisher im 
Chorrock die kirchlichen Funktionen verrichten ſollte. Der Gemeinde⸗Vor⸗ 


fand hatte ſich für Erſteres entſchieden und die Gemeinde trat dem Be⸗ 


ſchluſſe bei. 
Hirſchberg, 6. Jannar. Auf dem hiefigen Kriegsgericht war ge⸗ 


ſtern um 11 Uhr Vormittags ein außergewöhnlich reges Leben. Cini 
und neunzig Mitglieder der freien Gemeinde ae er 
dem hieſigen Kreisgericht ihren Austritt aus ihrer bisherigen Kirche und 
ließen ſich deshalb zu Protokoll vernehmen, welches von Allen, weiblichen 
und männlichen Geſchlechts, von 14 Jahren an, unterzeichnet wurde. In 
vier Wochen haben ſämmtliche Mitglieder die geſtern gemachte Erklärung 
vor demſelben Gericht zu wiederholen. Wenn ich nicht irre, iſt die hie⸗ 
ſige freie Gemeinde die erſte in Schleſien, welche ſich unter das Patent 
begiebt. — Wie ich höre, wird dieſelbe ſich der Nordhauſer freien Ge⸗ 
meinde anſchließen. (Conſt. Z.) 
Hannover, 8. Januar. Die deutſche Sache iſt heute noch nicht 
zur Abſtimmung gekommen. Als einige Abgeordnete ihr Votum motivir⸗ 
ten, wurden auf der Tribüne mehrfache Zeichen des Mißfallens ſowohl 
als des Beifalls gegeben. Der Präſident hatte mehrfach zur Ruhe aufgs⸗ 
fordert, gegen die unerträglichen Störungen gewarnt und gedroht, daß er 
die Gallerie raumen laſſen werde, wenn noch eine einzige Unterbrechung 
vorkomme. Als ſich deſſen ungeachtet einige Stimmen wieder mit einem 
Bravo hören ließen, wurde zu der angedrohten Maßregel geſchritten. Der 
Präſident fordert die Wachen auf, die Gallerie zu räumen. Alles fill. 


Er drückt die Erwartung aus, daß ſeiner Aufforderung Folge geleiſtet 


werde. Alles till. Als ſich die Ausführung ſeines Befehls verzögert, 
droht er, die Sitzung zu ſchließen. Während die Kammer hinauffieht, was 
daraus werde, und die Zuhörer ſich anſchicken, die Gallerie zu verlaſſen, 
bezweifelt Freudentheil, ob eine geheime Abſtimmung in einer ſo wichtigen 
Angelegenheit zuläſſig ſei. (Bravo! auf der Gallerie. Stüve erhebt ſich). 
räſident: Ich werde die Tagesordnung für morgen feſtſtellen, dem ge⸗ 
ehrten Herrn aber zu einer andern Zeit auf ſeine Bemerkung antworten. 
Die Sitzung iſt gefchloffen. f (D. R.) 
Hannover, Mittwoch, 9. Januar, Abends 4 Uhr 15 Minuten. Die 
zweite Kammer bat nach Verwerfung aller übrigen Anträge in der deut⸗ 
ſchen Frage den Windhorſt'ſchen auf Tagesordnung mit 42 gegen 34 
Stimmen angenommen. = ; (Tel. Dep. d. Nationalz.) 
Der Windhorſt'ſche Antrag iſt der folgende; 
„In Erwägung, daß der Grundgedanke und das Ziel der deutſchen 
Bewegung des Jahres 1848, ſowie die Aufgabe der deutſchen National⸗ 
verſammlung, die politiſche und materielle Einigung aller deutſchen Stämme 


geweſen iſt, und daß dieſer Grundgedanke und dieſes Ziel unter allen Um⸗ 


ſtänden aufrecht erhalten werden muß, die Königl. Regierung auch unter 
Feſthaltung dieſes Geſichtspunktes den damit nicht übereinſtimmenden, auf 
die Begründung einer bundesſtaatlichen Verbindung ſelbſt einzelner weniger 
Aten if Staaten gerichteten Beſtrebungen mit Recht in der Weg ge⸗ 
treten iſt; 5 
„In Erwägung, daß der Vertrag vom 30. September v. J., die Bil- 
dung einer proviſoriſchen Bundes ⸗Centralkommiſſion betreffend, wenngleich 
der Beitritt der königlichen Regierungen zu demſelben unter den vorliegen ⸗ 
den Umſtänden durch die Nothwendigkeit geboten ſein mochte, den Stän⸗ 
den keine Veranlaſſung zu einer Rückäußerung giebt, da die königliche 
Regierung eine Genehmigung dieſes Vertrags bei den Ständen nicht be⸗ 
antragt hat, und es ſich von ſelbſt verſteht, daß die Rechte des König⸗ 
reichs und der Stände deſſelben insbeſondere dadurch in keiner Weiſe al⸗ 
terirt werden dürfen; 5 g 
„aus dieſen Gründen gehen Stände über das Schreiben der königl. 
Regierung vom 10. v. M., die deutſche Frage betreffend, inſoweit zur mo⸗ 
tivirten Tagesordnung über; g 4 5 
„In Erwägung jedoch, daß ein baldiges Zuſtandekommen einer, den 
wirklichen Bedürfniſſen Deutſchlands entſprechenden und auf dem Wege 
der weitern Entwickelung des beſtehenden Rechts zu erſtrebenden Ver⸗ 
fofung Deutſchands dringend geboten iſt, erſuchten Stände die königliche 
egierung: 5 ü 
„Das bezeichnete Ziel mit Entſchiedenheit, Offenheit und Selbſtver⸗ 
leugnung fortdauernd zu verfolgen, und zu dieſem Ende mit allen Kräften 
insbeſondere dahin zu wirken, daß baldtbunlichſt nach einem, das Ver- 
trauen des deutſchen Volks erwirkenden Wahlgeſetze eine Vertretung des⸗ 
ſelben von den Regierungen berufen und von dieſen mit der alſo berufe⸗ 
nen Volksvertretung die Verfaſſung Dentſchlands vereinbart 1 18 


Dresden, 8. Januar. Sitzung der zweiten Kammer. In den Aus⸗ 
ſchuß für die deutſche Frage wurden gewählt: Dr. Braun, Biedermann, 
v. Dieskau, Koch, Raſchig, Dr. Schwarz und Ziesler. Die Gewählten 


ſind faſt insgeſammt entſchiedene Anhänger des Bundesſtaats und insbe⸗ 


ſondere des Bündniſſes vom 26. Mai. 3 


Karlsruhe, 4. Januar. Die amtlichen Vorbereitungen zu den 
Reichstagswahlen nach Erfurt werden überall in Baden getroffen. Vor 
einiger Zeit erhielt Herr Malſch, Oberbürgermeiſter dahier, ein aus Frank⸗ 
reich datirtes Schreiben Brentanos. Dieſer wünſcht darin, daß ſich Herr 
Malſch höheren Orts für ihn verwenden möchte, verſpricht, niemals mehr 
nach Deutſchland zurückkehren zu wollen, und bittet als Gegenleiſtung um 
Verabfolgung ſeines mit Beſchlag belegtens Vermögens. (D. R.) 

Aus der Seegegend, 5. Januar. Die Gerüchte von einem Putſch⸗ 
verſuche aus der Schweiz und dem Elſaſſe gewinnen nachgerade ſo vielen 
Boden bei uns, daß die Militair⸗Kommandos der Königl. dreußiſchen Be⸗ 
ſatzungstruppen bereits ihre Inſtruktionen erhielten. — Das Benehmen 
der preußiſchen Truppen wird hier allgemein als ein. e 1 

w. M. 

Mainz, 5. Januar. So eben erſcheint eine Bekanntmachung des 


Feſtungsgouvernements, wonach alle Tumultuanten ſofort von den Mili- 


taitpatrouillen verhaftet und nach der Eitadelle gebracht werden. Wie 
weit die Frechheit unferer ehemaligen Freiſchaͤrler geht, mögen Sie daraus 
entnehmen, daß dieſelben in einer der jüngſten Nächte förmlich auf dem 
Markte aufmarſchirten, wobei ſie von ihrem Führer verleſen, mit einem 
lauten „Hier“ antworteten, und nachdem ſie ihrem Hauptmann ein „Hoch“ 
ebracht, lärmend auseinander gingen. Und das geſchieht in der Bundes⸗ 
eſtung Mainz, in welcher ſich eine Garniſon von 10,000 Mann verläſſi⸗ 
ger Truppen befindet. N re C. Z.) 
Kiel, 8 Januar. Geſtern traf hier eine Deputation aus der Stadt 
und dem Amte Huſum bei der Statthalterſchaft ein, um dieſelbe aufs 
Dringlichſte zu erfuchen, dem gewaltſamen Verfahren der Landesberwal⸗ 
tung, wodurch alle amtlichen Verhältniſſe depravirt würden, aufs Baldigſte 
Wandel zu ſchaffen. Nur durch Wiederbeſetzung des Herzogthums werde 
dieſes möglich fein, Zugleich erklärten die Abgeordneten, wie man ver⸗ 


aimmt, daß das ungetrennte Schleswig⸗Holſtein ſich auf keine Weiſe von 
dem deutſchen Vaterland, in welcher Weiſe es auch ſei, werde abtrennen 
laſſen. Heute trafen aus den Städten und dem Amte Apenrade und Ha- 
dersleben Deputationen ein, welche auf Einmarſch der Schleswig⸗Holſtei⸗ 
ner in Schleswig drangen, damit die Dänen von Alſen her das Land nicht 
in Beſitz nehmen. Auch fie fchilverten die beklagenswerthen Verhältniſſe, 
unter denen auch die Gewaltherrſchaft Nordſchleswig ſeufze. — In Flens⸗ 
burg ſind mehrere Ausweiſungen erfolgt. of 3 

Schleswig ⸗Holſtein, 8. Januar. Am 5. Jannar iſt von Kleng- 
burg aus ein ſchwediſches Executions⸗Commando, beſtehend aus 2 Unter- 
offtzieren und 51 Soldaten, nach Sundewitt beordert, um auf den Gütern 
des Herzogs von Auguſtenburg die Steuern mit militairiſcher Gewalt bei⸗ 
zutreiben, da das Ober⸗Inſpektorat der Herzoglichen Güter daſelbſt gegen 
die betreffende Mittheilung der ſogenannten Centralkaſſe vom 22. Dezember 
proteſtirt hatte. 
gekommen und wurde die Execution vorgenommen, trotz deſſen, daß der Ober⸗ 
Inſpektor der Landes⸗Verwaltung die Uungeſetzloſigkeit ihres Verlangens 
nachgewieſen hat. Der Verwaltung der Herzoglichen Güter blieb ſonach 


nichts anderes übrig, als gegen die Executenten und alle ſonſtigen Be⸗ 


theiligten die Beſchreitung des Rechtsweges ſich vorzubehalten. 

Das Gerücht von dem baldigen Abmarſche der norwegiſch⸗ſchwedi⸗ 
ſchen Beſatzung erhält ſich, und man erzählt ſich dieſſeits, daß jene Trup⸗ 
pen in allernächſter Zeit durch preußiſche erſetzt werden ſollten, während 
man ſich däniſcherſeits mit der Hoffnung ſchmeichelt, jenen Landestheil, der 
jetzt mit norwegiſch⸗ſchwediſchem Militair beſetzt iſt, binnen Kurzem durch 
tapfere Landſoldaten occupirt zu ſehen. (H. C.) 

Flensburg, 7. Januar. Heute iſt auch das Lokal des hieſigen Ge⸗ 
werbe⸗Vereins polizeilich geſchloſſen und verſiegelt, und zwei der edelſten 
Männer, Rector Lübkert und Nane Jürgenſen, welche Mitglieder der 
jüngſt erwähnten Deputation an Schrader waren, find angewieſen, dieſen 
Abend 10 Uhr die Stadt zu verlaſſen. ; 

— Nach Lundsgaard und Freienwillen in Angeln waren von hier 9 
Mann Schweden auf Execution geſandt. Sie haben jenes Ziel erreicht, 
von dieſem Zweck aber abſtehen müffen. Es verfammelten ſich nach ihrem 
Eintreffen Bauern aus dem Kirchſpiel in großer Menge. Eine Deputa⸗ 
tion von 12 derſelben zeigte den Schweden an, daß ſie am klügſten thun 
würden, wenn fie förderſämſt wieder nach Schweden abmarſchirten, und fo 
traten ſie ihren Rückmarſch noch am Abend an, wurden mit einigen Fla⸗ 
Then Wein für die Reiſe geſtärkt und von einer Anzahl Bauern an die 
große Landſtraße gebracht. Heute ſollen 7 norwegiſche reitende Se 

J 8 (D.— 


hin abgeſandt fein: 
Deſterreich. 


Wien, 7. Januar. Morgen wird der Erzherzog Johann hier er⸗ 
wartet. Es ſoll dann im Familienrath darüber beſtimmt werden, welchen 
Aufenthaltsort die Familienmitglieder in der Zukunft zu nehmen haben. 
Auch wird morgen der Geſandte Prokeſch von Oſten von hier wieder ab⸗ 
reifen, wenn die durch den Tod ſeines Schwagers herbeigeführten Familien ⸗ 
verhältniſſe geordnet ſein werden. a SEE 

— Unter den Inſurgenten in Bosnien herrſcht eine Furcht. Nach⸗ 
richten von der Grenze erzählen, daß nicht weniger als 30,000 Mann, 
größtentheils Kavallerie, nebſt Kanonen und Munition nach Bosnien ge- 
kommen wären. Sie wurden meiſtens nach Trawnik, Barnialuka und 
Sarajewo verlegt, woraus zu ſchließen, daß man die Bosnier bis zum 
nüächſten Frühjahr zur neuen Steuer zwingen will, in deren Verweigerung 

a a 0 


ſie beharren. D. Rer.) 
e Sch wei z. 
Wallis. Laut einem neueſten Geſetz vom 20. Dezbr. iſt allen 

jerfonen unter 20 Jahren das Tabackrauchen verboten. Für „rauchende“ 
Minderjährige ſind die Vater verautwortlich gemacht. Die Strafe beſteht 
in Geld und ſelbſt in Gefängniß. — Laut dem neuen Jagdgeſetz iſt das 
Jagen vom 1 Februar bis 1. September unterſagt. Jungen Leuten unter 
18 Jahren wird klein Patent ertheilt. i 

— Der Patriotiſche Verein in Neuenburg hat dem großen Rathe den 
Vorſchlag eingereicht, den Titel „Herr“ zu verbannen und dafür den 
Namen „Eitopen“ (Bürger) einzuführen. i 


Frankreich. 


Paris, 6. Januar. Die Majorität exiſtirt nicht mehr! Dies iſt 


ſeit einigen Tagen der Nothruf der Partei der Ordnung, das Triumph⸗ 
geſchrei der Socialiſten. Die geſtrige Rede von Thiers, das Verſchmähen 
der Praſidentenfunktion durch Dupin, der Groll eines Theils der Mäjorität 
gegen den zu konſtitutionell geſtünten General Bedeau, alle dieſe That» 
ſachen ſind untrügliche Symptome einer ſchweren Krankheit in dem bisber 
ſo feſten Körper der Majorität. Jedermann zerbricht ſich den Kopf dar⸗ 
über, ob nun ein gewaltſamer Tod, ein 18. Brumalre dieſe Klankhelt en⸗ 
den wird, oder ob die Majoritat, nachdem. fie ſich in ihre Elemente zer⸗ 
Eb e neu verfüngt wie ein Phönix aus ihrer Aſche hervorgehen wird. 
io viel iſt gewiß, daß der gegenwärtige Zuſtand nicht fortdauern kann. 
Die Geſchäfte des Landes konnen unmoglich durch eine Verſammlung, die 
mit der Regierung uneinig iſt, die in ſich ſelbſt ein wahres Babel vor⸗ 
ſtellt, und durch ein Miniſterſum, das in ſich ſelbſt, nur deshalb einig 
zu, fein ſcheint, weil es gar keinen Plan und Willen hat, geleitet werden. 
Entwerder ein Convent oder eine Monarchie! Dies iſt die Löſung, die 
der Gang der Exeigniſſe über kurz oder lang gewaltſam zu fordern ſcheint! 
In dem Zerſetzungsprozeß der Majorität laſſen ſich zwei Elemente durch 
Eoharenz und beſtimmte Farbe deutlich unterſcheiden, die aͤußerſte Rechte 
oder die Legitimiſten und die Partei des konſtitutionellen Eirkels. Die 
übrigen Beſtandtheile der Majorität bilden die farbloſe und wenig con- 
ſtſiente Maſfe der Orleaniſten, Imperlaliſten und Miniſteriellen um jeden 
Preig. Es iſt eine Thatſache, die wir verbürgen können, daß die Legitimiſten 
im Begriffe ſtehen, mit der Partei des konſtitutionellen Cirkels, der Män⸗ 
ner wie Düfaure, Tocquedille, Lherbette, Lamoricicre, Bedeau u. A. an⸗ 
gan, gegen die. Centraliſationstendenzen der Regierung, die uns dem 
epotismus des Kaiſerreichs näher zu führen drohen, gemeinſchaftliche 
N in vielen Fragen im Bunde mit der Linken, die 
immer wie ein Mann gegen das Miniſterium votirt, eine neue Majorität 
zu konſtituiren. 8 f 
oſtten aer de des Herrn Thiers wird von den Organen der 
Oppoſttion und der legitimiſtiſchen Partei ſeht belobt. Die Preſſe und 


Die Mannſchaft iſt am felbigen Tage in Gravenſtein an⸗ 


7 


das Journal des Dabats, die den Frieden mit Roſas verfechten, kadeln 
herrn Thiers wegen feiner kriegeriſchen Laune. Das Organ des Mint⸗ 
eriums vom 31. Oktober, der Conſtitutionnel, weiß nichk recht, wie es 
ſich zwiſchen feinen neuen Pflichten und dem Reſpekt vor ſeinem alten Pa⸗ 
tron hindurchwinden fol. Der Dir Decembre, ſpezielles Organ des 
Elyſee National, beobachtet ein ſehr bemerkenswerthes Stillſchweigen uber 
die ganze geſtrige Sitzung. f 
Geſtern ſagte ein bekanntes Mitglied der Majorität im Conferenz⸗ 
ſaale: „Ich weiß nicht, weshalb uns Hr. Thiers 3010 Stunden von hier 
wegen der La Plata Angelegenheit in einen Krieg, der uns mit England 
und Nordamerika eutzweit, verwickeln will, da wir ohnehin nächſtes Früh⸗ 
lahr genöthigt ſein werden, in der Schweiz, in Italien und jenſeit des 
Rheins Krieg zu führen.“ . 

Paris, 7. Januar. (Sitzung der National-Verſammlun g.) 
Die Tagesordnung bringt jetzt die weitere Verhandlung. über die Ange⸗ 
ſegenheit von Montevideo. Mehrere Amendements zu der vom Aus ſchuß 
vorgeſchlagenen Reſolution, wonach die Regierung eingeladen werden ſoll, 
den Erfolg der Unterhaudlungen durch die noͤthigen Gewaltmittel zu ſichern, 
ſind eingebracht worden. Ein Amendement, das die Einſtellung der 
Subſidienzahlung an Montevideo verlangt, wird zuerſt einſtimmig ver⸗ 
worfen. De Ranes erklärt, daß der nach der vom Juſtizminiſter Rouher 
in der letzten Sitzung gemachten Zuſicherung ſein früheres Amendement 
durch folgendes erſetzen zu müſſen glaubte: „In Betracht, daß der Le⸗ 
prebourfiye Vertrag der National⸗Verſammlung zur Natififation nicht 
vorgelegt worden ift: in Betracht, daß die Regierung erklärt, die Verhaud⸗ 
lungen fortſetzen zu wollen, in der Abſicht, die Ehre und Intereſſen der 
Republik zu wahren, und daß unter allen Umfländeu unfere Landesauge⸗ 
hörigen gegen die Ereigniſſe, die fie an den Ufern des La Plata bedrohen 
könnten, geſchützt werden ſollen; geht die Verſammlung zur Tagesordnung 
über,a — Daru verwirft im Namen des Ausſchuſſes dieſes Amendement 
und beharrt bei der von ihm vorgeſchlagenen Reſolution. Er ſetzt mit 
Bezugnahme auf die heute vielbeſprochene halbamtliche Note hinzu, daß 
dies nicht aus „parlamentariſchem Ehrgeiz“ geſchehe, wie man in gewiſſen 
Blättern verbreitet habe. — Dieſe Akußerung ruft den Miniſter de La⸗ 
hitte auf die Tribüne, der erklärt, daß die erwähnte Note „außerhalb 

der Sphäre ſeines Einfluſſes und ohne ſeine Einwilligung“ e 
licht worden ſei. (Lebhaftes Aufſehen in der Verſammfung.) — Darn 
ſtellt noch den Unterſchied zwiſchen der Anſicht des Ausſchuſſes und dem 
de Rancs'ſchen Vorſchlage hin. Diefer, der im Sinne des Miniſteriums 
abgefaßt ſei, wolle fortgeſetzte Unterhandlung ohne thätliches Einſchrel⸗ 
ten; der Ausſchuß wolle thätliches Einſchreiten, nicht angriffs⸗, ſondern 
vertheidigungswelſe, nicht zu Buenos Ayres, ſondern zu Montevideo. 
Uebrigens ſei die Zeit des Diskutirens vorbei, und es bleibe nur noch 
übrig, zu votiren. — Die Urheber mehrerer anderer Amendements und 
auch dus Miniſterium erklären ſich jetzt mit dem Amendement de Rancc's 
einverſtanden, und der ganze Streit konzentrirt ſich daher auf dieſes und 
den Vorſchlag des Ausſchuſſes. Es wird zur namentlichen Abſtimmung 
auf der Tribüne geſchritten. Das Reſultat wird mit Unruhe erwartet, 
da es ſich im Grunde um ein Vertrauens votum für das Mini- 
ſterium handelt. Lebhafte Gruppen bilden ſich hin und wieder im 
Saale der Verſammlung. Endlich um 5", Uhr wird das Reſultat 
der Abstimmung bekannt! für das de Rance’fhe Amendement, 
d. h. für das Miniſterium ergeben ſich 338 Stimmen, dage⸗ 
gen 300. Auf den Bänken der Miniſter herrſcht große Befriedigung 
über die erlangte Maſorität. Es wird alſo keine Expeditſon gegen Roſas 


abgehen. i 
f Jit, a l. i eu. N 
Neapel, 28. Dezember. Ich ſchrieb Ihnen unter dem 20ſten d. M. 
und beeile mich, Sie zu benachrichtigen, daß in Folge der in Palermo 
wieder ausgebrochenen Revolution der dortige Königl. Statthalter und 
General⸗Commandant Fllangieri, der mit den dortigen Truppen dem Auf⸗ 
ſtande nicht Meiſter wurde, um eilige Hilfe Hier angeſprochen hat. In 
Folge deſſen wurden noch dieſen Abend. eiligſt Truppen auf 4 Dampffre- 
gatten eingeſchifft, allein der Sturm, der heute auf dem Meere wüthet und 
die Abfahrt des heutigen Dampfboots nach Marſeille verhinderte, wird auch 
dieſen Schiffen ſchwerlich geſtatten, dieſen Abend abzufahren, und ſomit 
dürfte jener Aufſtaud eine koſtbare Zeit gewinnen, um ſich zu entfalten. 
Man war nämlich dieſer Verſchwörung in Cataum auf die Spur gekom⸗ 
men, und Filaugieri glaubte als zweiter Hapnau dieſelbe durch Exkeutio⸗ 


nen zu dämpfen, erreichte aber das Gegentheil, denn das Volk, durch dieſe 
Executionen und durch die neuen ausgeſchriebenen Steuern, worunter auch 
Fenſter⸗ und Baleonſteuern, aufgebracht, griff zu den Waffen, die es aller 
»Deerete und Nachſuchungen ungeachtet ſich zu erhalten gewußt hatte, und 
ſteht nun wieder! in offenem und verzweifeltem Kampfe den Truppen der 
Regierung gegenüber. Der Ausgang iſt ſchwer vorauszuſehen, denn wenn 
„einerfeits die Regierung Alles aufbieten wird, um den Aufſtand zu däm⸗ 
pfen, ſo ſtößt ſie andererſeits auf ein erbittertes Volk, das ſich in allen 
ihm gemachten Verſprechungen zur Dämpfung der letzten Revolution ge⸗ 
täuſcht ſieht, und von den allen Klaſſen der Bevölkerung angehörigen Ge⸗ 
fangenen, Exilirten und außer Land geflüchteten Opfern der Regekion zur 
Rache aufgefordert wird. (Conſt. Z.) 

' Ve rek en 

Konſtantinopel, 19. Dezember. Ein merkwürdiger Konflikt iſt eben ein⸗ 

getreten, der von bedeutenden Folgen ſein kann. Der öſterreichiſche Geſandtſchafts⸗ 
geiſtliche hat eine Haustaufe beim öſterreichiſchen Geſandtſchaftskanzler, welche der 
betreffende Pfarrgeiſtliche verweigert hatte, in Gegenwart des Grafen Stürmer 
und des General⸗Conſüls Hrn. Michanovich vollzogen, weil ein ärztliches Allet 
„ über die Kränklichkeit des Kindes und die Nothwendigkeit der Haustaufe bei dem 
kalten regneriſchen Wetter vorlag. Nun iſt derſelbe vom hieſigen kathollſchen 
Erzbiſthoſe zur perſönlichen Abbitte oder zu dreitägigem Hausarreſt und ſchrift⸗ 
licher Abbitte verurtheilt worden, wo nicht, ſoll er mit dem Interdikt belegt wer⸗ 
den. Natürlich wird die öſterreichiſche Geſandtſchaft ſeinen Entſchluß, ſich dem 
nicht zu unterziehen, unterſtützen und nöthigenfalls auf eine unabhängige Stel. 
lung ihres Geſandtſchaftsgeiſtlichen hinarbeiten. (D. A. 3.) 

; — Es iſt nunmehr beſtimmt, daß ſowohl die franzöſiſche als die eng⸗ 
liſche Flotte vor den Dardanellen überwintern werden, erſtere auf ihrer 
alten Station Vurla im Meerbuſen von Smyrna, letztere in der Bucht 
von Moskoniſſi auf der Inſel Mytilene. Der Dreidecker „Prinz Regent⸗ 
und die Fregatte „Thetis“ waren nach Malta abgefegelt, find aber ſofort 
durch den „Ganges“ und den „Superb“ erſetzt worden, jo daß der Be⸗ 
ſtand ganz der gleiche geblieben iſt. (Köln. 3.) 
Hierbei ein Provinzial» Anzeiger. 


Inſertionspreis 
16 pf. für die drei⸗ 


Pränumerations⸗ 
i 1755 für Nichts X, 
Abonnenten der 


Zeitung pro Mo⸗ 
nat 1% fgr.; frei Erſcheint täglich, 
in's Haus: excl. der Sonn⸗ 
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Beilage zur Königlich privilegirten Stettiniſchen Zeitung. 


ger „Bir den A Bari, — 


Ausgabeſtellen: bei dem Deſtillateur Radtke, Bollenſtraße No. 695, bei Louis Sahlfeldt, Oberwiek. 


Einpaſſirte Fremde 
Vom 10. Januar. 


Hotel de Pruſſe. Gutsbeſitzer v. Oſten aus Cös⸗ 
lin, v. Warburg aus Lebbehne, Graf Schwerin aus 
Schwerinsburg; Partikulier v. Schöning, Kaufmann 
Going aus Berlin. 

Drei Kronen. Kaufleute Barth aus Stargard, Sa⸗ 
lomon, Roſenhain, Denzer aus Berlin, Boas aus 
Schwerin, Steinbach aus Leipzig, Klempin aus 
Stralſund; Kreis-Sekretair Lademann aus Uecker⸗ 
münde; Ober⸗Reg.⸗Rath v. Wangenheim aus Neu⸗ 
Lobitz; Oekonom Maper aus Berlin. 

Hotel de Petersburg. Kaufmann Sagell aus 
Dresden; Schiffs⸗Kapitaine Otto, Schmidt aus 
Stepenitz, Michaelis aus Memel, Laabs aus Wollin; 
Oberfiſchmeiſter Grunewald aus Wollin; Juſtiz⸗ 
Amtmann v. Berg aus Stepenitz; Inſpektor Hagen 
aus Swinemünde. a } 


Am 22ſten Januar dieſes Jahres, Morgens 9 Uhr 
ſoll der aus Silber, Meubles, e 
Haus» und Küchengeräth beſtebende Nachlaß der Stifts⸗ 
Fräulein Stifte Wande ech e im hieſigen 

n⸗ ebäude öffentli " 
lung verkauft öden ee 

Cammin, den Iten Januar 1850, 


3 Neubauer, 
Königl. Kreisgerichts⸗Aktuarius. 


Am 2öften Januar dieſes Jahres, Morgens 9 Uhr 
ſoll der aus Silber, Meubles, e e, 
Haus- und Küchengeräth beſtehende Nachlaß des Ober⸗ 
Si ne erden ae a. D. Geſellius im 

erbehauſe bierfe öffentlich gegen ſoforti . 
lung verkauft werden. ee 

Cammin, den gten Januar 1850. 


; Neubauer, ' 
Königl. Kreisgerichts⸗Actuartus. 


Monatsblatt 
fur Pommerns Volksſchullehrer 


zur Förderung wahrer Geiſtes⸗ und Herzeseinigun 
in chriſtlicher Führung des Sanlantes, 2 
Redigirt vom Regierungs⸗ und Schulrath 


Textor in Stettin. 

16r Jahrgang. Preis für den Jahrgang 10 fgr. 

Dieſe Zeitſchrift, von welcher monatlich 1 Bogen 
erſcheint, kann ebenfalls durch alle Buchhandlungen und 
Königl. Poſtämter obne Preiserhöhung bezogen 
werden. 0 5 

Die Jahrgänge 1848 und 1849, welche gleichfalls 
bei mir erſchienen, können auch noch auf demſelben 
Wege bezogen werden. 


Stettin, im Januar 1850. 


L. WEISS, 


N Buchhändler. 
Su bhaſt ationen. 


Officielle Bekanntmachungen. Verkäufe beweglicher Sachen 


Bekannt machung. 5 anna geo9@e0099000380 
Auf den Antrag des Pfandleihers Baumann follen | Die zur nothwendigen Subhaſtation geſtellten Erb⸗ 6 i h 
die bei demfelben niedergelegten, bereits verfallenen | zinsgrundſtücke des Gutsbeſitzers Alexander Friedrich umm SC II E 
Pfänder, beſtehend aus Gold, Silber, Uhren, Klei-] Schroeder zu Arnimswalde, No. 5 a. taxirt auf 1562 * S sse 


Thlr. 23 ſgr. 4 pf., No. 12 taxirt auf 2198 Thlr. 
10 ſgr., und No. 13 taxirt auf 3602 Thir. 2 fgr. 6 pf., 
ſollen, da der Adjudicator das Kaufgeld nicht bezahlt 
hat, im Wege der Reſubhaſtation am 
13ten März 1850, Vormittags 11 Uhr, 
an der Gerichtsſtelle an den Meiſtbietenden verkauft 
werden. Die Taxe und die Hppothekenſcheine ſind in 
unserer Regiſtratur einzuſehen. - 
Damm, den 30ſten Auguſt 1849. 
4 Königl. Kreis⸗Gerichts⸗Kommiſſton. 


dungsſtücken, Leinenzeug und Betten 2c., 
am 12ten Februar künftigen Jahres, 

und in den folgenden Tagen, jedesmal von 9 Uhr 
Vormittags ab, im Geſchäftslokale des ꝛc. Baumann, 
Königsſtraße No. 184 hieſelbſt, durch den Commiſſions⸗ 
Rath Reisler öffentlich verſteigert werden. 

Demgemäß werden alle diejenigen, welche bei dem 
ꝛc. Baumann Pfänder niedergelegt haben, die ſeit 6 
Monaten und länger verfallen ſind, hiermit aufgefor⸗ 
dert, dieſe Pfänder noch vor dem Auktionstermine ein⸗ 
zulöſen, oder, falls fie gegen die kontrahirte Schuld 
gegründete Einwendungen zu haben vermeinen, ſolche 
dem Gerichte zur weiteren Veranlaſſung anzuzeigen, 
widrigenfalls mit dem Verkaufe der Pfänder verfahren, 
aus dem einkommenden Kaufgelde der ꝛc. Baumann 
wegen ſeiner im Pfandbuche eingetragenen Forderungen 
befriedigt, ein etwa verbleibender Ueberſchuß aber an 
die hieſige Armenkaſſe abgeliefert und demnächſt Nie⸗ 
mand weiter mit Einwendungen gegen die Pfandſchuld 
gehört werden wird. 
Stettin, am 20ſten November 1849, 


mit Gutta⸗Percha⸗Sohlen für Damen 
und Herren empfing in jeder Nr. und 
empfiehlt ö 
Friedr. Weybrecht, 
Grapengießerſtr. No. 167. 


Er Bei mir flieht eine gute, 
friſchmilchende Kuh und ein 

fetter Ochſe zum Verkauf. 

} Wach, gr. Laſtadie No. 214. 


Auktion e n. 


HER Berkouf von Eichenrinde. 


In dem hieſigen Königl. Gramzower Forfireviere, 
3½ Meilen von dem Werbeliner See zur Abſchiffung 
nach Berlin, und eben ſo weit aus dem Caſelower 
Belauf von Stettin entfernt, ſollen am Donnerſtag 
den 3iften Januar c, in Gramzow, in der Behauſung 
des unterzeichneten Oberförſters, Vormittags um 11 
Uhr, und zwar aus dem Gramzower eirca 70 Klafter, 
aus dem Caſelower Revier circa 15 Klafter Eichen⸗ 
Borte unter den allgemeinen Licitations⸗ Bedingungen 
meiſtbietend verſteigert werden. Gleichzeitig werden 
die aus den Plett = Eichen fallenden Kahnkniee und 
Krummhölzer verkauft, und zur Sicherbeit der Gebote 
wird im Termine pro Klafter Borke zwei Thaler und 
auf die Kahnkniee zehn Thaler an die Forſtkaſſe als 
Angeld von den Meiſtbietenden gezahlt. 

Gramzow, den Yen Januar 1850. 
Im Auftrage der Königl. Regierung zu Potsdam: 
2 Der Oberförſter v. Kobilinskli. 


Auktion über Handlungs⸗Comptoir⸗ 
Utenſilien und Mobilien. 

Es ſollen am 14ten Januar e., Vormittags präcife 
10 Uhr, im Sellhaus⸗Speicher No. 111., 1 Brücken⸗ 
waage, 1 Balkenwaage, 3 Schreibpulte, Comptoir⸗ 
Tiſche und Seſſel, mehrere hundert Säcke, 1 Copir⸗ 
maſchine, Getreidemaße, Sthrotleitern; ferner 1 Sopha, 
1 Bücherſpind, Stühle u. ee verſteigert werden. 
Reis ler. 


Anzeigen vermiſchten Inhalts. 


Um der weitern Verbreitung des von Bös willigen 
ausgeſprengten Gerüchts, als wolle ich Grabow ver⸗ 
laſſen, vorzubeugen 2 ſehe ich mich veranlaßt, hiermit 
zu erklären, daß dies Gerücht gänzlich aus 
der Luft gegriffen iſt; im Gegentheile ſetze 
ich meine Praxis, welche ſich bis jetzt noch immer ver⸗ 
mehrt hat, mit gewohntem Glücke und gün⸗ 
ſtigem Erfolge als Arzt, Wundarzt und 


Geburtshelfer fort und empfehle mich als ſolcher 
beſtens, mit dem Bemerken, daß ſich meine Woßnung 
nach wie vor im Hauſe der Wittwe Radloff neben 
dem Schulhauſe befindet. 
Grabow, den loten Januar 1850, ; 
R. Raths, ; N 
pr. Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer. 


Königliches Kreis- Gericht. 


Literariſche und Kunſt⸗Anzeigen. 


Im Jahre 1850 werden in meinem Verlage nach⸗ 
ſtehende Zeitſchriften als Fortſetzung erſcheinen: 


: a ee 5 
uͤr die evangeliſch⸗lutheriſche 
Kirche Preußens. 
Redigirt vom Superintendent Otto 


in Naugard. 
zr Jahrgang. Alle Monat erſcheinen 2 Bogen. 
Preis halbjährlich 20 fgr. 

Dieſe Zeitſchrift iſt durch alle Buchhandlungen und 
Königl. Poſtämter ohne Preiserhöhung zu bezie⸗ 
hen. Bei Beſtellung auf der Poſt iſt nur zu bemerken, 
daß dieſelbe im neueſten Zeitungs » Preiscouranf von 
1850 pag. 19 unter No. 629 verzeichnet iſt, und zwar 


trrthümlicher Weiſe noch als „Monatsſchrift für 


die evang.⸗luth. Kirche Pommerns. 

Die Jahrgänge 1848 und 1849 dieſer Zeitſchrift 
koſten beide zuſammen genommen 1 Thlr. und ſind auf 
demſelben Wege zu beziehen. 


Vermiſchtes. die fie, jetzt 78 Jahre alt, feit 12 Jahren nicht mehr berührt hatte, und 
Erfurt, 5. Januar. Der Magdeburger Correſp. meldet: Eine alte | ſpielt mit herrlichem Schwung, den die Gemeinde bewundert, bis zum 
Nonne hat ſeit der Aufhebung ihres Kloſters, des Martinskloſters, welches | Gloria. Da fährt fie mit der Hand über die ganze Claviatur hin, fo 
jetzt eine Kaſerne iſt, in dem Haufe des Pfarrer Liebherr an der Martins. [ daß ſich der Klang einer Aeolsharfe bildet, die Orgel verſtummt, und 
kirche als Haushälterin gelebt. Vor einigen Wochen geht fie, wie ge.] die Nonne liegt todt vor dem heiligen Inſtrumente. Das Wochenblatt 
wöhnlich, früh um 8 Uhr in die Frühmeſſe der Martinskirche. Als der [ meldete: „Jungfrau Louitgradis Trapp, gebürtig aue Weißbach in Fran⸗ 
Gottesdienſt anfangen ſoll, wird gemeldet, daß der Organiſt krank ſei und | ken, Conventualin und Organiſtin des vormaligen St. Martini Kloſters 
nicht fungiren könne. Die Nonne, die in ihrem ſonſtigen Kloſter Orgel- | und Lehrerin der damit verbundenen Maͤdchenſchule, 73 Jahre alt, ſtarb 
ſpielerin geweſen und ſchon früher viegrirt hatte, eilt zur Orgel hinauf, D am Nervenſchlag. Brühler Vorſtadt.“ ö 


Evangeliſch⸗lutheriſche Gemeinde. 


Heute Freitag, in der Zeichnenklaſſe des Gymna⸗ 
ſiums um 8 Uhr, öffentliche Bibelſtunde: 
Herr Paſtor Odebrecht. 


Auf Verfügung des Gerichts ſollen am 15. Januar, 
Vormittags 11 Uhr, auf der Dinſe'ſchen Ziegelei zu 
Herrenwieſe 

circa 13,000 Mauerſteine 


meiſtbietend verſteigert werden. Reisler. 


In der hieſigen Synagoge predigt am Sonnabend 
den 12. Januar, Morgens 10 Uhr: 
Herr Rabbiner Dr. Meiſel. 


Im November vorigen Jahres ließ der in Luxembur in Garniſon ] Autors, der feine Schriften revidiren, neu auflegen oder ins Feuer wer⸗ 

ſtehende Muskelier ſtehende 51 8 and vom 36. Infanterie Regiment aus fen, überhaupt damit 1 kann was er will da kein, ese ſie beſſer 

Verſehen einen Thaler in die Latrine der Rhamkaſerne fallen. Um den verſtehen kaun als der Verfaſſer. Schließlich erhalten Sie den Auftrag, 

eriorenen Thaler zu ſuchen, begab en ſich nach dem nn in welchem 2000 Handſchube, Eravatten und Fracks für Unſere Perſon einzukaufen 

ch das Baſſin zur Latrine be ld 1 5 * es an die 35 1 Artikel vor Ihrer Abreiſe dem Präſidenten oder Herrn Odilon 
lers Gritzler. Kaum bei ſſin an⸗ arrot vorzuzählen, damit es nicht heiße, daß wi haiti nacktge 

edachtſamer Weiſe hinein und ſank ſo⸗ 1 a hs N le 


zwölfjährige Toter des Wallmei 
gefonmen, ſprang Hildebrand und ‚und 
gleich bis über den Kopf unter, arbeitete ſich zwar bald ſoweit wieder her- 
auf, daß er mit dem Kopf über die Oberfläche kam und um Hilfe rufen 
konnte, ſank jedoch wieder unter. Während dem legte ſich die allein in 
ſeiner Nähe befindliche Minna Grigler auf die Einfaffungsmauer des Baſ⸗ 
fing, Hmm ſich mit beiden 90 55 1 dort liezendes Faß und wußte 
a 


Ihr wohlaffectionirter 
Alexander Cäſar Napoleon Soulouque Fauſtin 1. 


Getreide ⸗ Berichte. 

een Berlin, 10 Januar. ö 
= n Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach Qualität 
Roggen, in loco und ſchwimmend 20½—28 Thlr., pro Frühjahr 77 
lt. Br. 2 verk. u G., pro Mai--Juni 27%, Thlr. Br., 27% G, pr u 
hr Fuli 287, Thlr. Br. 3 / U IE 

SGerfte, große, in loco 20—22 Thlr., kleine 20—22 Thlr. 

Hafer, in loco nach Qualität 16 — 18 Thlr., pro Frühjahr für 50pfd. 16%, 
1 Thlr. Br, 16 G. 

Erbſen, Kochwaare 3i— 40 Thlr., Futterwaare 29—32 Thlr. 

Rübol, in loco 13%; Thlr. Br., 3¼ G., pro Janr. 13% Thlr bez. 
AN Su Sean 13% ® . 1 1 0 355 er ni ran 13% 
R r. Br., % G., pro Maͤrz— April: 137 r. Br., 181 und pre 
0 April Mai 13½ a ½ Thlr. bez. 13“, 8315 b ni, 9 a 
Leindl, in Ipco; (21, Thlr. Br., pro Frühjahr 11½. Thlr. Br., 11, G. 

pikiftus, in loco ohne Faß 14 Thlr. verk., pro Janr. 14% Thlr. 
Br., 14 G., pro Frübjahr 15% Thlr. Br., 15 ½½ bez. 


ö Berliner Börse vom 10. Januar 
inländische Fonds, Pfandbrief-, Kommunal-Papiere und 
i Geld- Course. 


N 


mit beiden Händen die eine über das er emvorgekommene Hand des 
Hildebrand zu ergreifen. Dieſer erfaßte krampfhaft die Hände des in⸗ 
des und erreichte auf dieſe Weiſe die Einfaſſungsmauer des Baſſins, durch 
deren Erſteigung er ſich rettete. Als der Gouverneur von. Luxemburg, 
Krim eee von Preußen, von dieſer überraſchenden Unerſchrockenheit 
und Geiſtesgegenwart der Minna Gritzler Kenntniß erhielt, ließ er ihr 
ein Erinnerungszeichen für dieſe That mit dem Bemerken anbieten daß er 
ihr die Wahl des für ſie beſtimmten Geſchenkes freiſtelle. Das Mädchen, 
obwohl vou unbemittelten Eltern, bat um ein hübſches Gebetbuch, welches 
ſie denn auch in einem mit der Chiffre des Prinzen verſehenen und mit 
Silber beſchlagenen Exemplare erhielt. Außerdem iſt ihr durch die Gnade 
des Königs ein Geſchenk von 100 Thalern zu Theil geworden, welche bis 
zu ihrer Verbeirathung oder Großjährigkeit ſicher geſtellt ba 9855 
4 1 1 { \ 4 e \ fi A 10 
— Ein höchſt poſſirlicher Fall ereignete ſich dieſer Tage in Peſth, 
Ein als Marodeur bier zurückgebliebener Ciroaſſier ſprach zufällig in einer 
Schenkſtube ein, und als er in dem anſtoßenden Speiſeſaale Muſik hörte, 
drang er neugierig näher und ſtand nicht wenig verdutzt, als er die glänzende 
Be euchtung, die duftenden Speiſen bemerkte. Solcher Dinge mag ſich 
wohl. 18 eimal ein tapferer Chan des Kaukaſus zu erfreuen haben. 
Einer der Anweſenden machte ſich das Vergnügen, ihm einige Speiſen 


Lies tuns, Bret Seng Wein. Zinntasn: | Brtet Geld Ge. 


verabreichen zu laſſen. Dem Naturkinde behagte dieſe Gaſtfreundſchaft } Freu. rw. Aul. |, 5,1075 107 Pomp. Pfdbr 84 96h I — | 
ungemein, 9 0 als der geldſammelnde Muſiker mit dem Teller ſich auch i ednet Eu >88 | 08 Kor-, An. do. 31 90 954% 
feinem Tiſche nahte, glaubte er wahrſcheinlich, daß man in dieſen wirth⸗ f eee 11025 ‚Böhlen de. 37 — . | 
lichen Hallen nächſt den köstlichen Speiſen auch noch mit Geld regalirt ] zer, b UeR 905 8 „ lad 
werde; deshalb griff er alſo mit voller Hand zu, und nur einer längeren Westpr. Filer 37 — 90 Ion 2 ᷣͤ ST 
theils mimiſch geführten Capaeitation gelang es, die Guldenpierteln aus gros. Posen de. 4 1001 100 rt 3 — 9 A 7 
dem engen Behältniſſe feiner markigen Fauſt zu befreien. f 5 u. be. 37 - FEN, and la ai 12} | 121 
stpr. Piandbr. 34 — 94! Rieste else Fu | 


— Großes Aufſehen erregt in Paris ein Schreiben aus Haiti. An 
den Kgiſerlichen Haitiſchen Abgeſandten und Meubeleinkäufer, Herzog von 
Trou⸗Bonbon, der ſich in Pariſer Magazinen und Modehandlungen, einer 
hohen Popularität erfreut, iſt nämlich eine Note des Kaiſers Fauſtin an⸗ 


Ausländische Fonds. 


Poln. nene Pfübr. 


Buss Harmb.Üert. | 4 96 N 951 957 


a de 1 4. 4. . a 
5 2 5 : : . de. b. Hope E 8. 8. — de. Part. 50% El. 
elangt. Zwar ſagen Viele, die in diplomatiſchen Angelegenheiten ſcharf [ go. u. l. Anl. 1 5 5. 4 814. 80%, 
ute Bet das Aktenſtück habe nicht die Ae dee einer Note, ſondern do Stiegl. A 0 IE e — 1193. 
ſei lediglich eine Depeſche, nicht zur ſchriftlichen Uebergabe, nur zur münd⸗ ase, do, s 4. | st ar en any lt 
lichen Kommunikation an Odilon⸗Barrot beftim 1 wie dem auch ſei, dag leeren. . 511% „ fene . —-— 
ſchreiben, wenn es auch keinen Eindruck er e Börſe gemacht hat, iſt |, do PoluBehstat | ne Rasb. Pu. 0. 40 h. — 322 — 
inſofern merkwürdig, als es von Fauſtin J. ſelbſt dem Herzog de la Mar⸗ 9 5 1 e de er. — 5 
melade in die Feder diktirt iſt und den Beweis liefert, daß Se. Mojeftät 1 l Fa — — 17 | 4 4e set 0 N 
mehr 12 er ſchwarze Karrikatux feiner Europäiſchen Vorbilder und — — AR 
Ideole iſt. Die Kultur mag am Staate Haiti noch mancherlei Ecken und Eisenbahn- Aetien. 
F i a 1 en 


m 
2 1 


Rauheiten ahaulegten ‚haben, gewiß bleibt, daß der neue Hof dieſer ehema- It. 
ligen Republik mit allen Feinheiten des diplomatiſchen Sprachgebrauchs 
vollkommen vertraut iſt; und dieſe ſchätzenswerthe Errungenſchaft dürfte 
zur Konſolidirung der Fauſtiniſchen Macht nicht wenig beitragen. Das 

eiben lautet, aus dem hergebrachten Diplomaten ranzöſiſch getreu 


‚Wages-Gonr. rl be. - A 
0 


* 


F 
e Cours, 


0 


überfegt, wie folgt: „Dein lieber Herzog, mit tiefem Mißfallen deineh⸗ ] Ber. am. dee auer 
men Wir, daß die Regierung des franzöſiſchen Präſtdenten Louis Napo⸗ do, Hamhurg 4 — 80 bz. d de, Bombay. > 4208 8. 
leon ſich angelegen ſein läßt, in einem Pariſer Schandblatte, genannt Char | de, Sirttu-Btergat 4 — 1084 6 dd, Petede, Magd 41 95 Bi. 
rivari, welches zu den Erzeugniſſen der ſchlechten Preſſe gerechnet werden 40. Potad.-Mandeh, 4 — 66 65 baut. de do 5 402% be 
muß, die grundloſeſten Angriffe gegen die Trachten und Inſtitutionen Un⸗ Magı.Balberstadt 4 7 — „ de. Stettiurr - 9 5 
ſeres Staates zu verbreiten, ſelbſt Unſere unverletzliche Perſon mit dem ee: 0 0 40 — Aug db.-L.eipaiger 4 
Gift der Umſturzliteratur zu beſpritzen und als einen Nachahmer Louis 920 BRD LES a 97 267 B. Mell. Thune, 4399 ba. u. B. 
Napoleous darzustellen. Wir halten es unter Unſerer Würde, Repreſſa. ae Ache, e ee n, 4 100k ba. uf. 
lien zu ergreifen, da theils die kaiſerl. Hofdruckerei noch nicht vollftändig ] gane ED oe re — 
eingerichtet, theils ihre Thätigkeit aus Rückſichten der Ruhe und Dronung |, Düssela.-Eiberteld 5 — 79 6 4. Sen rler, or 
vorläufig aufgeſchoben iſt; eben fo wenig wollen Wir jetzt die delikate ] Stenlo-Vohwiokel 5 Düsneld.-Riherfeld , 7051 . 
age aufwerfen, auf welcher Seite, wenn vpn einer Nachahmung die ] Medersell. Märkiseh. 3/85 l. Niedersehl.„Märkjaehs 496 8 
ede ſein ſoll, dieſelbe ſich befinden mag. Erinnern müſſen Wir uns 115 een n do de, 1044 ba 

daran, von welchen zerſtörenden Folgen für die Sache der Familie und 940 luid En 80 320104 B. . 1031 B. 
Geſellſchaft es iſt, wenn eine von der Stimme der Nation unter dem Cee. Oderbertz 31611044 k. TE — 
Beiſtande der Vorſehung eingeſetzte Autorität ungeſtraft geſchmaht wird; [ Breslan-Freibutg. AT * an lan? — 
gleichviel ob dies in Frankreich, Haiti oder Modena geſchehe. Louis Nas? Arakau-lbersehle-- 4% 697 8 bees I derderg 9 — 
poleon thut nicht wohl daran, ſeiner vielleicht gegründeten Eiferſucht die ] Leretseh-Mürkisehe— 4 5 4 5 B Ateele-Vohwiakel Pine 
Zügel ſchießen zu laſſen. Uns iſt es gelungen, den Staat aus dem Chaos | Starkard-Ronen 3 sine ArenlouFreiburg . B. 
der Nepublik auf den geſicherten Boden eines legitimen kaiſerl. Prinzips . leeres e u 
zu retten, die Uebelgeſinnten, nach dem Beiſpiele Peters des Großen, ald ba f U. f u 1 2 Ausl. Stams; 

eigenhändig zu züchtigen, und ohne Unterſchied der Perſon oder Farbe, Ee, 8 N. Austen, 

hinzu ien. Wir ſind damit in die Reihe der geordneten Staaten beider ‚ BerligiAuhalstit. . 490. — resged-GBötlit- 

Hemiſphären getreten und ſind vor der Nothwendigfeit bewahrt, auf die P Maglel-Wlttonbera 460. — "olpeig-Drasden Bi 
halblauten Proteſte und freundſchaftlichen Warnungen der ee an srpiehigs 2430 — nee ltd. N 
Großmächte geſchraubte Antworten zu erſinnen. Wir betrachten die ni e e ewe „Bhyeriiahd ah 
nige im Oſten als unſeres Gleichen, in deren Gegenwart wir den Hut asl. Muitign. Wee Aa — 
aufbehalten, und denen Wir als Zeichen unſeres Wohlwollens zum neuen Fg. Wee sn 5? 
Jahre eine beträchtliche Anzahl von Orden zuzuſe den gedenken, deren An bud when bse, Bikini — 5 f — 
fertigung in den nächſten Tagen vollendet ſein wird. Wenn das Chari- Pertter 36 l 490 1 

Arte- Wilk.-Nordb 4490 435% a} be. 2 


vari ſich freche Ausfälle gegen die Wahrheit der Haitiſchen Charte zu ma ⸗ 
chen erfrecht, ſo werden Sie darauf Zweierlei bemerken. Haiti hat ſeit 
dem vorigen Jahrhundert wenigſtens eben ſo viele Eharten beſeſſen wie 
Frankreich, es fehlt ihm daher nicht au jener Vixrtuoſität in ihrer Anwen⸗ 
dung, welche durch mannigfache Erfahrungen erworben wird. Böswillige 
behaupten, die jetzige Verfaſſung ſtehe nur auf dem Papiere, allein ſie be⸗ 
denken nicht, daß die konſtitutionelle Gleich berechtigung der, vielen Racen 
Haitis, der ariſtokratiſchen Weißen, der demokratiſchen Neger und der Mu⸗ 


Barometer⸗ und Thermometer aur a 
bei C. F. Schultz & Comp. f 
| 8 Morgens Mittags] Abends 
2 Uhr. 10 Uhr. 


Januar. ei 6 Ubr. 


latten, welche die Bourgeoiſie repräſentiren, ihre Schwierigkeiten hat.. a ; ; 

Endlich beſitzt die jetzige Ebarte den Vorzug, nicht von 71675 fee ei um er Schr | BORN e | 36930 
Verſammlung intriguanter Doctringire, ſondern von Uns ſelbſt verfaßt zu i n 6,5% er 
fein, Sie iſt Unfer Werk, und Wir berufen Ung auf „das, Recht des 1 Thermpmeiernag Reanmun | . 1 den 


